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Besteht der Verdacht, dass ein Staats-
oberhaupt für Völkermord, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit oder Kriegs-
verbrechen Verantwortung trägt, ist es 
ein intuitives Bedürfnis, diese Person ei-
ner gerechten Strafe zuzuführen. es mag 
insofern viele verwundern, dass jedoch 
neben machtpolitischen Hindernissen re-
gelmäßig auch völkerrechtliche Gründe 
dagegen sprechen können, ein (amtieren-
des) Staatsoberhaupt vor ein Strafge-
richt zu stellen. So genießen die höchs-
ten staatlichen Würdenträgerinnen und 
-träger im Grundsatz völkerrechtliche 
immunität. Der Schutzschild der staat-
lichen Souveränität erstreckt sich auch 
auf ihre wichtigsten repräsentanten, um 
den Missbrauch des Strafrechts als Druck-
mittel in den internationalen Beziehun-
gen zu verhindern. Die völkerrechtliche 
immunität von Staatsoberhäuptern ver-
liert im 21. Jahrhundert indes an Bedeu-
tung. Mit der internationalisierung der 
internationalen Strafjustiz geht auch ein 
Bedeutungsverlust der staatlichen Sou-
veränität einher. 

Diese entwicklung zeichnet das Werk 
von Johanna Horsthemke am Beispiel 
des internationalen Strafgerichtshofs 
(international Criminal Court – iCC) 
nach. So haben sich die Mitgliedstaaten 
des römischen Statuts in artikel 27 da-
rauf verständigt, dass für Verfahren vor 
dem iCC die immunität unbeachtlich 
ist. Horsthemke widmet sich der span-
nenden Frage, ob dies auch im Verhält-
nis zu Staaten gilt, die den Gerichtshof 
nicht anerkannt und sich der Strafge-
walt nicht unterworfen haben. am Bei-
spiel des Verfahrens gegen den – nun-
mehr ehemaligen – sudanesischen Prä si- 
denten omar al-Bashir illustriert sie eine 
entwicklung der völker(straf)rechtlichen 
rechtsprechung. Diese kann trotz auf-
rechterhaltung einer persönlichen immu-
nität vor nationalen Gerichten anderer 
Staaten eine ausnahme zulassen, wenn 

das Verfahren durch ein interna tionales 
Gericht geführt wird. Hintergrund die-
ser ausnahme ist, dass »ein Missbrauch 
nationaler Strafverfolgungsmacht und die 
Gefährdung zwischenstaatlicher Bezie-
hungen […] vor dem iStGH nicht im Mit-
telpunkt« stehe. treffend weist die auto-
rin darauf hin, dass der iCC zwar durch 
die Mitgliedstaaten gegründet wurde, 
aber keine staatlichen Souveränitätsin-
teressen verfolge. Sie kommt daher zu 
dem Schluss, dass sich Staatsoberhäup-
ter von nichtvertragsstaaten weder ge-
genüber dem Gerichtshof, noch einem 
Staat, der das Staatsoberhaupt im auf-
trag des iCC festnimmt, auf eine immu-
nität berufen können. 

Mit diesem ergebnis befindet sich 
Horsthemke in guter Gesellschaft. Mit 
ganz ähnlicher argumentation hat die 
Berufungskammer des internationalen 
Strafgerichtshofs im Sommer 2019 fest-
gestellt, dass Jordanien gegen das Völker-
recht verstoßen habe, weil es sich ge-
weigert hatte, den damals amtierenden 
sudanesischen Präsidenten festzunehmen 
und nach Den Haag zu überstellen. auch 
der Sondergerichtshof für Sierra Leone 
hatte im Verfahren gegen den damaligen 
Präsidenten Liberias, Charles taylor, die 
Besonderheit der Strafverfolgung durch 
internationale oder internationalisierte 
tribunale betont. 

es bleibt abzuwarten, ob sich diese 
ansicht auch in der Staatenwelt durch-
setzen wird. Des einen ›internationaler 
Gerichtshof‹ ist des anderen »illegitimes 
Gericht«, wie es erst kürzlich die US-
regierung in reaktion auf ermittlun-
gen des iCC zu afghanistan erklärte. 
Hinter der kämpferischen rhetorik ver-
birgt sich eine zentrale Frage: Wann ist 
die Schwelle überschritten, die ein Ge-
richt zu einem ›neutralen‹ Gericht macht, 
das von den Gründerstaaten und finan-
ziellen Unterstützern losgelöst agieren 
kann?


